
Suchergebnisse: Kriegsgegner

15. April 1632 – Schwedens König Gustav Adolf erkämpft den Lechübergang

Rain am Lech * In der „Schlacht bei Rain am Lech“ werden die Kaiserlichen&nbsp;unter Führung

des katholischen Oberbefehlhabers&nbsp;Johann Tserclaes &nbsp;Graf von Tilly von den

Truppen des Schwedenkönigs Gustav II. Adolfs besiegt. Dadurch können die

Schweden&nbsp;den Lech überschreiten, womit ihnen das ganze Kurfürstentum Baiern offen

steht. Die Baiern müssen jetzt die leidvollen Erfahrungen mit dem Durchzug feindlicher Heere

durchleben.    Graf von Tilly wird in der Schlacht durch einen Schuss schwer am Bein verwundet.

Kurfürst Maximilian I. zieht sich daraufhin in das stark befestigte Ingolstadt zurück. &nbsp;    Die

Erfolge des schwedischen Königs, den seine Anhänger „Löwe aus Mitternacht“ und „Gideon des

Nordens“ nennen, von seinen Feinden aber als „Schneekönig“ verspottet wird, machen seinen

katholischen Kriegsgegnern Angst. Besonders nach dem „Massaker von Magdeburg“.&nbsp;

27. Juli 1914 – Die Münchner Sozialdemokraten laden zu einer Massenkundgebung ein

München-Au * Die Münchner Sozialdemokraten haben zu einer Massenkundgebung im

Münchner-Kindl-Keller eingeladen. Als Referent für diese Veranstaltung ist der Schriftsteller Kurt

Eisner angekündigt.    Ausgerechnet für Kurt Eisner, dem späteren Kriegsgegner und

Revolutionär, ist der Krieg zu diesem Zeitpunkt eine unabänderliche Tatsache und nicht mehr zu

verhindern. „Denn niemand von uns will, dass das Kosakentum über Europa herrscht. Sagte doch

Bebel, gegen Russland würde auch er noch die Flinte auf seinen alten Buckel nehmen“. Und an

anderer Stelle meinte er: „Wir sind bereit, einen Angriff des Feindes abzuwehren und unser

Vaterland zu schützen“.    Das bedeutet aus Eisners damaliger Sicht für die sozialdemokratisch

orientierte Arbeiterschaft: „Dann muss jeder seine Pflicht tun, nichts weiter“. Und diese Pflicht

besteht in der Verteidigung des Vaterlandes gegen den russischen Agressor.

21. Dezember 1915 – 18 SPD-Reichstagsabgeordnete votieren gegen weitere Kriegskredite

Berlin * 18 SPD-Reichstagsabgeordnete votieren im Reichstag - gemeinsam mit Karl Liebknecht

und Otto Rühle und der SPD-Vorsitzende Hugo Haase - gegen weitere Kriegskredite und handeln

damit erstmals gegen die restliche SPD-Fraktion. Weitere 22 Kriegsgegner verlassen vor der

Abstimmung den Sitzungssaal. 
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12. Januar 1916 – Karl Liebknecht wird aus der SPD-Fraktion ausgeschlossen

Berlin * Der SPD-Abgeordnete und Kriegsgegner Karl Liebknecht wird aus der

SPD-Fraktion ausgeschlossen. Karl Liebknecht hatte - ebenso wie Otto Rühle - am 20. März

1915 gegen die Kriegskredite gestimmt. 

14. Januar 1916 – Otto Rühle tritt aus der SPD-Fraktion aus

Berlin * Der SPD-Abgeordnete und Kriegsgegner Otto Rühle tritt aus Solidarität mit Karl

Liebknecht - nach dessen Ausschluss - aus der SPD-Fraktion aus. Otto Rühle hatte ebenfalls am

20. März 1915 gegen die Kriegskredite gestimmt. 

Dezember 1916 – Die Münchner Kriegsgegner treffen sich jeden Montag im „Goldenen Anker“

München-Ludwigsvorstadt * Die Münchner Kriegsgegner treffen sich jeden Montag in der

Wirtschaft „Goldener Anker“ in der Schillerstraße.

28. Januar 1918 – Hunderttausend Arbeiter treten in Berlin in den Streik

Berlin * Am ersten Tag des Ausstands folgen rund 100.000 Berliner Arbeiterinnen und Arbeiter

dem Aufruf der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei - USPD zum Streik. Das Motto heißt:

„Frieden und Brot!“. Ihre Hauptforderungen lauten:       Den sofortigen allgemeinen Frieden ohne

Annexion und Kontributionen,   das vollständige Presse- und Koalitionsrecht, sowie

Versammlungsfreiheit,   die Aufhebung des Belagerungszustandes,   die Entmilitarisierung der

Betriebe und Aufhebung des Hilfsdienstgesetzes,   die Freilassung und Aufhebung des

Zuchthausurteils gegen Karl Liebknecht, sowie die Freilassung sämtlicher politischen

Gefangenen und Verurteilten.      Für Deutschland fordern die von den Streikenden gebildeten

Berliner Arbeiterräte eine „durchgreifende Demokratisierung der gesamten Staatseinrichtungen“.

Das Vorbild der österreichischen Kolleginnen und Kollegen hat auch die deutsche Arbeiterschaft

ermutigt.     Die Versammelten rufen die Arbeiterschaft der Kriegsgegner auf, es ihnen

gleichzutun und ebenfalls in einen Massenstreik einzutreten, „denn erst der gemeinsame,

internationale Klassenkampf schafft Arbeit und Brot“. Zur Umsetzung dieser Forderung sollte es

allerdings nicht kommen.    Dafür gelingt es den revolutionären Obleuten - zwar widerstrebend,

aber strategisch sehr geschickt, - auch die Mehrheits-SPD in den Kampf zu integrieren. Das ist

ein beachtenswerter Versuch der Wiederannäherung. 
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29. September 1918 – Ludendorff erhält die Zustimmung für sein Waffenstillstandsgesuch

Spa - Berlin * Staatssekretär Paul von Hintze verhandelt am Vormittag mit Generalquartiermeister

Ernst Ludendorff über das weitere Vorgehen. Ludendorffs Forderung nach einem

Waffenstillstandsersuchen binnen 24 Stunden, das  unter die Verantwortung der

Reichstagsmehrheit gestellt wird, wird - bei aller Gefahr für Heer, Volk, Reich und Monarchie -

von Hintze befürwortet. Ludendorff begründet es damit, dass er nicht mehr dafür garantieren

kann, eine militärische Katastrophe an der Westfront zu verhindern.     Staatssekretär Paul von

Hintze will eine „Revolution von oben“ und damit einen vollständigen Systemwechsel vornehmen.

Eine Umbildung der jetzigen Regierung lediglich durch Hinzuziehen einiger Parteienvertreter hält

er nicht für ausreichend. Der Gedanke gefällt Ludendorff, da ein radikaler Bruch mit der

bisherigen Regierung die Glaubwürdigkeit gegenüber den Kriegsgegnern erhöhen würde.    Der

Generalquartiermeister erhält die Zustimmung für das weitere Vorgehen vom Staatssekretär Paul

von Hintze und vom greisen Reichskanzler Georg Friedrich Graf von Hertling.    Anschließend

informiert Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg gemeinsam mit Staatssekretär Hintze, aber

ohne den Reichskanzler, Kaiser Wilhelm II.. Dieser ist sowohl mit der Regierungsumbildung als

auch mit dem Waffenstillstandsgesuch einverstanden. 

4. Januar 1919 – USPD und Revolutionäre Obleute rufen zur Demonstration auf

Berlin * Der Vorstand der Berliner USPD beschließt zusammen mit den Revolutionären Obleuten

für den folgenden Tag die Abhaltung einer Demonstration als Reaktion auf die Absetzung des

Berliner Polizeipräsidenten Emil Eichhorn.    Die Revolutionären Obleute sind frei gewählte, von

den Gewerkschaften unabhängige Betriebsräte, die sich während des Ersten Weltkriegs

hauptsächlich in den Berliner Rüstungsbetrieben gebildet haben und sich aktiv an den

Januarstreiks 1918 beteiligten.    Als Kriegsgegner sind sie in der überwiegenden Zahl in der

USPD organisiert. Eine Mitgliedschaft in der gerade gegründeten Kommunistischen Partei

Deutschlands - KPD lehnen sie ab. 

4. Juli 1966 – Steine und Tintenfässer fliegen gegen das US-Generalkonsulat

München-Maxvorstadt * Am amerikanischen Unabhängigkeitstag demonstrieren

Kriegsgegner gegen den Vietnamkrieg, in den Amerika 1963 militärisch eingegriffen hat. Steine

und Tintenfässer fliegen gegen das Gebäude. Das Generalkonsulat in München wird zum Symbol

eines US-Imperialismus und damit zur Zielscheibe zahlreicher Protestaktionen.
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